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Sitzung des Kreisausschusses am Mon-
tag, den 15.06.2026, 14:00 Uhr 
Nr. 2793 / Am Montag, den 15.06.2026, findet 
um 14:00 Uhr im Festsaal des Paulanerklosters, 
Landratsamt München, Mariahilfplatz 17, 81541 
München, eine Sitzung des Kreisausschusses 
statt.

Tagesordnung

Öffentliche Sitzung

1. Jahresbericht und neues Vergabeverfahren MILK - 
Männerberatung im Landkreis München

2. Fortsetzung der Förderung der Fachstelle für pfle-
gende Angehörige des Paritätischen Wohlfahrtsver-
bandes Landesverband Bayern e.V., Bezirksverband 
Oberbayern für den Zeitraum 2027 bis 2029

3. Verkehrsrecht; Kommission zum Schutz gegen 
Fluglärm und gegen Luftverunreinigung durch Flug-
zeuge für den Flughafen München (Fluglärmkom-
mission Flughafen München); Neubenennung eines 
Landkreisvertreters sowie seiner Stellvertretung 
Amtsperiode vom 01.07.2026 bis 30.06.2032

4. Beschaffungen für den Bevölkerungsschutz; Un-
planmäßige Ausgaben

5. Erholungsgebiete im Landkreis München; Elek- 
tronische Parkraumbewirtschaftung mittels scanner-
basierter Kennzeichenerfassung in den Erholungsge-
bieten Feringasee, Unterföhringer See, Heimstettener 
See, Unterschleißheimer See und Dürnsteiner Brücke

6. Verschiedenes; Bekanntgaben, Anträge und Anfra-
gen in öffentlicher Sitzung

anschließend nichtöffentlicher Teil

Verordnung des Landratsamtes Mün-
chen über Beförderungsentgelte und 
Beförderungsbedingungen für den Ver-
kehr mit Taxen (Taxitarifordnung) 

Nr. 2794/ Verordnung des Landratsamtes Mün-
chen über Beförderungsentgelte und Beförde-
rungsbedingungen für den Verkehr mit Taxen 
(Taxitarifordnung)

Das Landratsamt München erlässt aufgrund von  
§ 51 Abs. 1 des Personenbeförderungsgesetzes 
(PBefG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
08.08.1990 (BGBl. I S. 1690), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 23.02.2026 (BGBl 2026, I Nr. 47) und  
§ 11 Nr. 1 der Delegationsverordnung (DelV) vom 
28.01.2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 12.01.2026 (GVBl, S. 26) 
und durch Verordnung vom 20.01.2026 (GVBl. S.39) 
folgende Verordnung:

§ 1 Geltungsbereich, Tarifzonen

(1) Die in dieser Verordnung festgesetzten Beförde-
rungsentgelte und Beförderungsbedingungen für den 
Verkehr mit Taxen gelten für Taxiunternehmen mit 
dem Betriebssitz im Landkreis München.

(2) Das Pflichtfahrgebiet umfasst

a) die Gebiete der Landkreise München, Erding, Frei-
sing und die der Landeshauptstadt München, 
b) im Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen die Ge-
meinde Egling, 
c) im Landkreis Dachau die Große Kreisstadt Dachau 
und die Gemeinde Karlsfeld, 
d) im Landkreis Ebersberg die Gemeinden Anzing, 
Egmating, Oberpframmern, Pliening, Poing, Vater-
stetten und Zorneding, 
e) im Landkreis Fürstenfeldbruck die Große Kreis-
stadt Fürstenfeldbruck (einschließlich Flugplatz) und 
die Gemeinden Alling, Eichenau, Emmering, Germe-
ring, Gröbenzell, Olching und Puchheim, 
f) im Landkreis Starnberg die Stadt Starnberg und 
die Gemeinden Gauting, Gilching und Krailling.

(3) 1Der jeweilige Bereithaltungsbereich bildet die 
Tarifzone I, das übrige Pflichtfahrgebiet die Tarifzone 
II. 2Als Zonengrenze gilt der jeweilige Standort des 
Zeichens 311 StVO („Ortstafel“). 3Als Bereithaltungs-
bereich gelten die jeweilige Betriebssitzgemeinde 
des Taxiunternehmens sowie das Gelände des Flug-
hafens München.

(4) Als je ein Bereithaltungsbereich gelten jeweils die 
Gemeinden

- Brunnthal und Sauerlach 
- Feldkirchen, Grasbrunn und Haar, 
- Garching b. München und Ismaning, 

- Gräfelfing, Neuried und Planegg, 
- Grünwald, Oberhaching und Pullach, 
- Hohenbrunn, Neubiberg, Ottobrunn und Putzbrunn 
sowie Taufkirchen, jedoch nur östlich der BAB A 8, 
- Taufkirchen und Unterhaching.

(5) Zonen

a) Flughafen München

1Das Gelände des Flughafens im Sinne dieser Ver-
ordnung beginnt 
- an der Zufahrt über die Zentralallee - 400 m nach 
der Abzweigung von der Bundesstraße B 301, 
- an der Zufahrt über die Freisinger Allee bei der 
Agip-Tankstelle und 
- an der Zufahrt über die St 2584 kommend von der 
ED 5 bzw. an der Zufahrt über den Südring - 100 m 
östlich vor der südlichen Einmündung zur OMV-Tank-
stelle.

2Die Zufahrten sind durch weiße Infotafeln mit der 
Aufschrift „[…]. Der Flughafen wird videoüberwacht.“ 
gekennzeichnet. 3Die genauen Grenzen des Geländes 
des Flughafens im Sinne dieser Verordnung ergeben 
sich aus der Karte im Maßstab 1: 35000, die als An-
lage 1 Bestandteil dieser Verordnung ist.

b) Hauptbahnhof München

1Die Zone wird 
- im Westen durch die Wredestraße, die Hacker-
brücke, Grasserstraße, Landsberger Straße (östlich 
Grasserstraße), Martin-Greif-Straße, Sankt-Pauls-
Platz und Sankt-Paul-Straße, 
- im Süden durch die Pettenkoferstraße und dem 
Sendlinger-Tor-Platz (westlich der Sonnenstraße und 
Blumenstraße), 
- im Osten durch die Sonnenstraße, den Karlsplatz 
(Stachus) 
- im Norden durch die Elisenstraße und die Mars-
straße (östlich Wredestraße) begrenzt und umfasst 
sämtliche Adressen und Abholorte innerhalb der 
Zone.

2An den Grenzstraßen und -plätzen der Zone Haupt-
bahnhof sind beide Straßenseiten Bestandteil des 
Zonengebiets. 3Das Gebiet der Zone Hauptbahnhof ist 
in Anlage 2 zur Taxitarifordnung im Maßstab 1:8600 
in Kartenform dargestellt und

Bestandteil dieser Verordnung.

c) Messe München

1Die Zone wird 
- im Westen durch die Olof-Palme-Straße, 
- im Süden durch die Willy-Brandt-Allee und den 
Willy-Brandt-Platz, 
- im Osten durch den De-Gasperi-Bogen und 
- im Norden durch die Paul-Henri-Spaak-Straße be-
grenzt und umfasst sämtliche Adressen und Abhol-
orte innerhalb der Zone.

2An den Grenzstraßen und -plätzen der Zone Messe 
sind beide Straßenseiten Bestandteil des Zonenge-
biets. 3Das Gebiet der Zone Messe ist in Anlage 3 zur 
Taxitarifordnung im Maßstab 1:13000 in Kartenform 
dargestellt und Bestandteil dieser Verordnung. 

§ 2 Beförderungsentgelte

(1) 1Der Beförderungspreis setzt sich unabhängig 
von der Zahl der zu befördernden Personen aus dem 
Grundpreis zuzüglich mindestens einer Schalteinheit 
des Kilometerbzw. des Wartezeitpreises und den Zu-
schlägen zusammen.

a) Der Mindestfahrpreis (Grund-
preis + 1. Schalteinheit) beträgt

5,90 Euro.

b) Der Kilometerpreis wird nach 
Schalteinheiten von je 0,20 Euro 
angezeigt.

c) Der Kilometerpreis (Tarifstufe 1) 
beträgt bis einschließlich 7 km

0,20 Euro pro 74,07 m,

über 7 km 0,20 pro 80,00 m

Umschaltgeschwindigkeit von 
14,44 km/h

2,70 Euro.

2,50 Euro.

d) Der Wartezeitpreis (Tarifstufe 2) 
- kunden- und verkehrsbedingt - 
beträgt je Stunde (0,20 Euro pro 
18,5 Sek.)

39,00 
Euro.

2Anstelle der Beförderungsentgeltbestandteile aus  
§ 2 kann ein Festpreis treten, soweit dies in § 2 Abs. 
3 und § 2a geregelt ist.“ 

(2) Fahrpreise nach Tarifzonen 

a) Anfahrt innerhalb der Tarifzone I frei

b) Anfahrt in der Tarifzone II ab Gren-
ze der Tarifzone I

Tarif-
stufe 1

c) Anfahrt in die Tarifzone I bei Durch-
queren der Tarifzone II

frei

d) Zielfahrten in Tarifzone I und Tarif-
zone II

Tarif-
stufe 1

e) Rückfahrt aus der Tarifzone II in 
Richtung Tarifzone I

ab Tarifzone I

Bei Rückfahrt derselben Fahrgäste 
von Zielen in der Tarifzone II in 
Richtung Tarifzone I bis Grenze der 
Tarifzone I

ab Grenze der Tarifzone I

Tarif-
stufe 2

 
Tarif-
stufe 1

Tarifstu-
fe 2

Tarif-
stufe 1

(3) 1Für folgende Fahrten gelten abweichend von 
den Absätzen 1 und 2 jederzeit und

a) Flughafen München auf direktem 
Weg zur Zone Messe München

90,00 
Euro

b) Zone Messe München auf direk-
tem Weg zum Flughafen

90,00 
Euro

c) Flughafen München auf direktem 
Weg zur Zone Hauptbahnhof

96,00 
Euro

d) Zone Hauptbahnhof auf direktem 
Weg zum Flughafen München

96,00 
Euro

e) Zone Messe München auf direk-
tem Weg zur Zone Hauptbahnhof

41,00 
Euro

f) Zone Hauptbahnhof auf direktem 
Weg zur Zone Messe München

41,00 
Euro

2Die Zuschlagsregelungen des § 3 sind anzuwenden. 
3Bestimmt der Fahrgast einen anderen Weg zum 
Fahrziel, berechnet sich das Beförderungsentgelt 
nach den Absätzen 1 und 2. 

(4) Kommt die Beförderung aus Gründen, die der 
Fahrgast zu vertreten hat, nicht zustande, so ist der 
auf dem Fahrpreisanzeiger ausgewiesene Betrag 
vom Fahrgast zu bezahlen.

(5) Bei Bestellungen darf der Fahrpreisanzeiger erst 
eingeschaltet werden, wenn sich das Fahrpersonal 
mit dem Fahrgast über seine Ankunft am Bestellort 
verständigt hat.

§ 2a Tarifkorridor

(1) ¹Bei Fahrten auf vorherige Bestellung mit ver-
einbartem Abfahrts- und Zielort sind abweichend 
von dem Beförderungsentgelt nach § 2 Abs. 1 und 2 
weitere Festpreise nach der Maßgabe der folgenden 
Absätze zulässig. ²Die vorherige Bestellung kann ins-
besondere telefonisch oder per Smartphoneanwen-
dung („App“) erfolgen. 3Bei der vorherigen Bestellung 
müssen zuschlagspflichtige Umstände nach § 3 ab-
schließend benannt werden.

(2) 1Die Höhe des Beförderungsentgeltes für Fahrten 
nach § 2a wird abweichend von § 2 zwischen dem 
Unternehmen oder einem von diesem Beauftragten 
Dritten mit dem Kunden als Festpreis mit etwaigen 
Zuschlägen nach § 3 bei der Bestellung vor der Fahrt 
vereinbart. 2Vom Unternehmen können zur Verein-
barung des Festpreises insbesondere Taxizentralen 
oder Vermittlungsplattformen beauftragt werden. 
3Dem Kunden ist vor der Fahrt eine Bestätigung des 
vereinbarten Fahrpreises nach Abs. 1 Satz 1 mit Dar-
stellung der enthaltenen Zuschläge und Angabe von 
Datum und Uhrzeit der Vereinbarung auszustellen. 
4Diese Bestätigung kann insbesondere elektronisch, 
etwa eines appbasierten Systems, per Mail oder per 
SMS erfolgen.

(3) ¹Die Vereinbarung über das Fahrtentgelt ist 
schriftlich oder elektronisch zu dokumentieren. ²Es 
sind insbesondere die Kundendaten, der Zeitpunkt 
der Vereinbarung, die enthaltenen Zuschläge sowie 
das vereinbarte Fahrtentgelt aufzuzeichnen. 3Ände-
rungen, die sich nach Abschluss der Vereinbarung 
ergeben, sind ebenfalls zu erfassen.

(4) ¹Der vereinbarte Festpreis nach Abs. 1 Satz 1 
darf höchstens 30 Prozent nach oben und 10 Pro-
zent nach unten von dem Beförderungsentgelt nach  
§ 2 Abs. 1 Satz 1 lit. a bis c abweichen („Tarifkorri-
dor“). ²Die Zuschlagsregelungen des § 3 sind anzu-
wenden. 3Die Regelungen des § 2 Abs. 1 Satz 1 lit. 
d, Abs. 2 finden für die Berechnung des Festpreises 
keine Anwendung. 4Es gilt die Tarifstufe 1. 5Anfahrten 
sind kostenfrei. 6Wird eine Fahrt zum Festpreis nach 
Abs. 1 Satz 1 auf Wunsch des Fahrgastes vor Errei-
chen des vereinbarten Zielorts für länger als 5 Mi-
nuten unterbrochen, ist für die bisher zurückgelegte 
Strecke der vereinbarte Festpreis zu zahlen und die 
Fahrt beendet. 7Der Fahrtabbruch ist schriftlich oder 
elektronisch zu dokumentieren.

(5) Jede Fahrt zum Festpreis nach Abs. 1 Satz 1 ist 
zum Beförderungsbeginn im Taxameter zu erfassen.

(6) 1Alle gem. § 2a im Unternehmen durchgeführten 
Fahrten (Geschäftsvorfälle) sind unter Angabe der fol-
genden Daten einzeln zu erfassen:

a) Beförderungsentgelt (ohne Trinkgeld) 
b) Zuschlag 

c) Datum 
d) Zeitpunkt des Fahrtbeginns (ohne Anfahrt) 
e) Zeitpunkt des Fahrtendes 
f) Belegtkilometer

2Die steuerlichen Aufzeichnungspflichten bleiben 
hiervon unberührt.

3Die Aufzeichnungen aus den Absätzen 3 und 6 sind 
für die Dauer der steuerlichen Aufbewahrungsfristen 
aufzubewahren und den Aufsichtsbehörden zur Ein-
sichtnahme bereitzuhalten. 4Das Unternehmen hat 
zu gewährleisten, dass eine Zuordnung zum jeweili-
gen Beförderungsauftrag möglich ist.“

§ 2 Beförderungsentgelte

(1) Gepäck

(1) Gepäck  
Hand- und Reisegepäck, das kein sper-
riges Gepäck i. S .d. Abs. 3 darstellt 
(insbesondere Rollstühle, Kinderwagen, 
Gehhilfen)

frei

(2) Fahrräder  
Fahrräder unabhängig von der Anzahl 
der Fahrräder einmalig

7,50 
Euro.

(3) Sperrige Gegenstände 
Sperrige Gegenstände, mit Ausnahme 
von Fahrrädern, Rollstühlen, Kinder-
wagen und Gehhilfen (insbesondere 
Gepäck, das in Länge, in Höhe oder in 
Breite das Maß von 120 cm überschrei-
tet, Möbel, Haushaltsgroßgeräte, Bauma-
terialien, Surfbretter und Ski).

vor 
Fahrt-
antritt 
nach 
Auf-
wand, 
frei zu 
verein-
baren.

(4) Fahrten mit Großraumtaxis 
1Fahrten mit Großraumtaxis (Personen-
kraftwagen, die nach ihrer Bauart und 
Ausstattung zur Beförderung von mehr 
als 5 Personen einschließlich Fahrzeug-
führer*in zugelassen und geeignet sind 
und in einem abgeteilten Lade- oder 
Kofferraum wenigstens 50 kg Gepäck 
mitführen können.)

2Abweichend von § 2 Abs. 1 beträgt der 
Zuschlag ab dem 5. Fahrgast unabhängig 
von der Gesamtzahl der beförderten 
Personen, auch bei den in § 2 Abs. 3 und 
§ 2a genannten Festpreisen, pauschal

3Der Zuschlag findet keine Anwendung, 
wenn der Zuschlag nach § 3 Abs. 2 be-
rechnet wird.

10,00 
Euro.

5) Eine Zuschlagsobergrenze ist nicht 
festgelegt.

§ 4 Begriffsbestimmungen

(1) Anfahrten sind bestellte Leerfahrten zur Abhol-
adresse.

(2) Zielfahrten sind Fahrten, bei denen das Taxi vom 
Fahrgast am Ziel entlassen wird.

(3) Rückfahrten sind Fahrten, die in der Tarifzone II 
ihr Ziel haben, den Fahrgast jedoch wieder in oder in 
Richtung Tarifzone I zurückfahren.

(4) Auftragsfahrten sind Fahrten ohne Personenbe-
förderung zur Erledigung von Aufträgen und zur Be-
förderung von Sachen.

§ 5 Abweichende Fahrpreise

(1) Beförderungsentgelte, die von den in §§ 2 und 2a 
festgesetzten Tarifen abweichen (insbesondere zur 
Krankenbeförderung), sind nur nach Maßgabe des  
§ 51 Abs. 2 PBefG zulässig. Sondervereinbarungen 
innerhalb des Pflichtfahrgebietes bedürfen der Ge-
nehmigung durch das Landratsamt München.

(2) Bei Beförderungen über das Pflichtfahrgebiet hi-
naus ist das Beförderungsentgelt für die gesamte 
Fahrtstrecke vor Antritt der Fahrt frei zu vereinbaren. 
Kommt keine Vereinbarung zustande, gelten die für 
das Pflichtfahrgebiet festgesetzten Beförderungsent-
gelte als vereinbart.

§ 6 Fahrpreisanzeiger

(1) Fahrten sind im Pflichtfahrgebiet ausschließlich 
mit eingeschaltetem Fahrpreisanzeiger durchzufüh-
ren, es sei denn, es handelt sich um Fahrten im Sinne 
des § 5 Abs. 1.

(2) Bei Störungen des Fahrpreisanzeigers ist der Fahr-
gast zu informieren und der Fahrpreis der Tarifstufe I 
nach den zurückgelegten Kilometern zu berechnen.

(3) 1Wartezeiten bis zu fünf Minuten dürfen bei Stö-
rungen des Fahrpreisanzeigers nicht berechnet wer-
den. 2Übersteigt die Wartezeit fünf Minuten, so sind 
für die gesamte Wartezeit 0,60 Euro pro Minute zu 
berechnen.
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(4) Störungen des Fahrpreisanzeigers sind unverzüg-
lich zu beseitigen.

§ 7 Abrechnung, Zahlungsweise

(1) 1Auf Wunsch des Fahrgastes muss in jedem Taxi 
bargeldlose Zahlung durch Kredit- oder Debitkarten 
angenommen werden. 2Das Unternehmen hat die 
Akzeptanz von mindestens drei verschiedenen, im 
Geschäftsverkehr üblichen Kreditkarten zu gewähr-
leisten. 3Die Annahmepflicht besteht nicht, wenn der 
Fahrgast auf Verlangen des Fahrpersonals nicht sei-
ne Identität durch Vorlage eines amtlichen Ausweis-
papiers nachweist. 4Die Beförderung von Personen 
darf mit dem Taxi nicht durchgeführt werden, wenn 
ein funktionsfähiges Abrechnungssystem oder Ab-
rechnungsgerät vor Fahrtbeginn nicht zur Verfügung 
steht.

(2) 1Die Regelung aus Abs. 1 gilt nicht, soweit das 
Unternehmen die Akzeptanz von Zahlungsmitteln im 
Sinne des Abs. 1 aus Gründen, die das Unternehmen 
nicht zu vertreten hat, verweigern muss. 2Das Unter-
nehmen ist zur unverzüglichen Wiederherstellung 
der Zahlungsmöglichkeit i. S .d. Abs. 1 (innerhalb von 
drei Werktagen) verpflichtet. 3Das Landratsamt Mün-
chen kann das Unternehmen auf Antrag von der Ver-
pflichtung aus Abs. 1 vorübergehend befreien, wenn 
eine unverzügliche Wiederherstellung nachweislich 
ausgeschlossen ist. 4Das Fahrpersonal hat unaufge-
fordert vor Fahrtantritt den Fahrgast über den Hin-
derungsgrund oder über die Befreiung nach Satz 3 
zu informieren. 5Auf Verlangen ist dem Fahrgast die 
Ausnahmegenehmigung nach Satz 3 zur Einsicht 
auszuhändigen.

(3) Für Fahrten innerhalb und außerhalb des Pflicht-
fahrgebietes kann eine Vorauszahlung in Höhe des 
voraussichtlichen Fahrpreises verlangt werden.

(4) 1Das Fahrpersonal muss während des Dienstes 
einen Betrag bis zu 50,00 Euro wechseln können. 
2Fahrten zum Zweck des Geldwechsels gehen zu Las-
ten des Fahrpersonals.

(5) Dem Fahrgast ist auf Verlangen eine Quittung mit 
dem jeweils gültigen Umsatzsteuersatz über das Be-
förderungsentgelt mit Angabe der Fahrtstrecke und 
der Ordnungsnummer sowie des Namens des Unter-
nehmens und der Betriebssitzadresse auszustellen.

§ 8 Beförderungspflicht

(1) Ein Anspruch auf Beförderung besteht nur inner-
halb des Pflichtfahrgebietes.

(2) Von der Beförderung können vom Fahrpersonal 
ausgeschlossen werden:

a) Personen, die unter erheblichem Einfluss alkoho-
lischer Getränke oder berauschender Mittel stehen,

b) Personen mit ansteckenden Krankheiten.

(3) Ein Anspruch auf die Durchführung von Auftrags-
fahrten besteht nicht.

(4) Gepäck und Tiere können von der Beförderung 
ausgeschlossen werden, wenn durch ihre Mitnahme 
Gefahren oder Belästigungen zu befürchten sind.

§ 9 Allgemeine Vorschriften

(1) Sofern der Fahrgast nichts anderes bestimmt, hat 
das Fahrpersonal den kürzesten Weg zum Fahrtziel 
zu wählen, es sei denn, dass ein anderer Weg ver-
kehrs- oder preisgünstiger ist und mit dem Fahrgast 
vereinbart wird (§ 38 BOKraft).

(2) 1Das Fahrpersonal hat eine Ausfertigung dieser 
Verordnung mitzuführen. 2Dem Fahrgast ist auf Ver-
langen Einsicht zu gewähren (§ 10 BOKraft).

§ 10 Ordnungswidrigkeiten

Nach § 61 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 PBefG kann mit 
Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig als Fahrpersonal entgegen den Vorschriften

(1) 1des § 7 Absatz 1 Sätze 1 bis 3 die bargeldlose 
Zahlung nicht annimmt oder entgegen § 7 Absatz 1 
Satz 4 mit dem Taxi Personen befördert, obwohl ein 
funktionsfähiges Abrechnungssystem oder Abrech-
nungsgerät vor Fahrtbeginn nicht zur Verfügung steht 
und er von der Annahmepflicht nicht befreit ist. 2Satz 
1 gilt nicht, sofern ein Ausnahmetatbestand nach § 7 
Abs. 2 vorliegt;

(2) des § 7 Abs. 2 Satz 4 es unterlässt den Fahrgast 
unaufgefordert vor Fahrtantritt über die Hinderungs-
gründe oder die Befreiung zur Annahmepflicht von 
Kartenzahlungen zu informieren oder des § 7 Abs. 2 
Satz 5 dem Fahrgast die Ausnahmegenehmigung zur 
Einsicht nicht aushändigt;

(3) des § 7 Abs. 4 Satz 1 Beträge bis zu 50,00 Euro 
nicht wechseln kann oder des § 7 Abs. 4 Satz 2 Fahr-
ten zum Zwecke des Geldwechselns zu Lasten des 
Fahrgastes ausführt;

(4) des § 7 Abs. 5 auf Verlangen des Fahrgastes keine 
Quittung mit den vorgeschriebenen Angaben aus-
stellt.

§ 11 Inkrafttreten/Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 01.07.2026 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung des Landrats-
amtes München über Beförderungsentgelte und Be-
förderungsbedingungen für den Verkehr mit Taxen 
(Taxitarifordnung) vom 10.08.2023 (Amtsblatt des 
Landkreises München 28/2023), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 20.03.2024 (Amtsblatt des 
Landkreises München 12/2024), außer Kraft.

München, 28.05.2026 
Landratsamt München

Christoph Göbel 
Landrat

- Anlagen dieser Veröffentlichung sind der Seite 3 zu 
entnehmen -

Vollzug der Baugesetze

Nr. 2795/ Öffentliche Bekanntmachung gem. Art. 
66 Abs.2 Satz 4 bis 6 Bayer. Bauordnung -BayBO- 
i.d.F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl 
S. 588, BayRS 2132-1-I)

Baugenehmigung vom 08.06.2026

Vorhaben: Neubau eines Einfamilienhauses mit Car-
port & zwei Stellplätzen. Tektur

Grundstück: Gemarkung Unterhaching Fl.Nr. 548/5

Bauort: 82008 Unterhaching, Fasanenstraße 59

1. Mit Bescheid des Landratsamtes München vom 
08.06.2026, Nr. 4.1-0277/26/V wurde die bauaufsicht-
liche Genehmigung für das Vorhaben „Neubau eines 
Einfamilienhauses mit Carport & zwei Stellplätzen. 
Tektur“ auf dem Grundstück der Gemarkung Unter-
haching Fl. Nr. 548/5 in 82008 Unterhaching, Fasa-
nenstraße 59 erteilt.

2. Die Baugenehmigung enthält Nebenbestimmun-
gen, die unter Ziffer 2 des Bescheides festgesetzt 
sind.

3. Hat ein Nachbar nicht zugestimmt oder wird sei-
nen Einwendungen nicht entsprochen, so ist ihm 
eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides 
zuzustellen (Art. 66 Abs. 2 Satz 4 bis 6 Bayer. Bau-
ordnung).

4. Die bauaufsichtliche Genehmigung war trotz feh-
lender Zustimmung (gem. Angaben des Bauherrn im 
Antragsformular) der Eigentümer der Grundstücke 
mit den Fl.Nrn. 548, 548/17, 548/6, 548/16, 552/6, 
548/15 der Gemarkung Unterhaching zu erteilen, da 
öffentlich-rechtlich zu schützende nachbarliche Be-
lange durch das Bauvorhaben nicht verletzt werden 
(Art.66 Abs.1 Satz 4 BayBO).

5. Da im vorliegenden Baugenehmigungsverfahren 
über 20 Nachbarn (Fl.Nrn. 552/6; 548/6; 548/16;  
548; 548/15) beteiligt sind, die dem Bauvorhaben 
nicht zugestimmt haben, wird die Zustellung des 
Baugenehmigungsbescheides durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt (Art. 66 Abs. 2 Satz 4 bis 6 
Bayer. Bauordnung).

6. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntma-
chung als bewirkt.

7. Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Mo-
nats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bay-
erischen Verwaltungsgericht in München erhoben 
werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Anschrift Bayerisches Verwaltungsgericht München 
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

- Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat 
Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag ent-
halten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und 
Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

- Die Anfechtungsklage eines Dritten gegen die bau-
aufsichtliche Genehmigung eines Vorhabens hat 
keine aufschiebende Wirkung. Sofern mit diesem Be-
scheid auch eine Gestattung nach den wasserrecht-
lichen Vorschriften erteilt wird, gilt dies nicht für die 
wasserrechtliche Genehmigung bzw. Erlaubnis.

- Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 
22.06.2007 (GVBl S. 390) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es 
besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid 
Widerspruch einzulegen.

- Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen 
zum Verwaltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätz-
lich ein Gebührenvorschuss zu entrichten

8. Der Baugenehmigungsbescheid sowie die geneh-
migten Unterlagen können bei der Gemeinde Unter-
haching, Bauamt, oder beim Landratsamt München, 
Zimmer F 1.42, Frankenthaler Str. 5-9, 81539 Mün-
chen, eingesehen werden.

Nr. 2796 / Öffentliche Bekanntmachung gem. Art. 
66 Abs.2 Satz 4 bis 6 Bayer.Bauordnung -BayBO- 
i.d.F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl 
S. 588, BayRS 2132-1-I)

Baugenehmigung vom 08.06.2026

Vorhaben: Anbau eines Balkons an ein Wohnhaus

Grundstück: Gemarkung Schäftlarn Fl.Nr. 158/7

Bauort: 82069 Hohenschäftlarn, Eichendorffweg 29

1. Mit Bescheid des Landratsamtes München vom 
08.06.2026, Nr. 4.1-0263/26/V wurde die bauaufsicht-
liche Genehmigung für das Vorhaben „Anbau eines 
Balkons an ein Wohnhaus“ auf dem Grundstück der 
Gemarkung Schäftlarn Fl.Nr. 158/7 in 82069 Hohen-
schäftlarn, Eichendorffweg 29 erteilt.

2. Hat ein Nachbar nicht zugestimmt oder wird sei-
nen Einwendungen nicht entsprochen, so ist ihm 
eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides 
zuzustellen (Art. 66 Abs. 2 Satz 4 bis 6 Bayer. Bau-
ordnung).

3. Die bauaufsichtliche Genehmigung war trotz feh-
lender Zustimmung (gem. Angaben des Bauherrn im 
Antragsformular) des Eigentümers des Grundstückes 
mit der Fl.Nr. 158/6, 158/12, der Gemarkung Schäft-
larn zu erteilen, da öffentlich-rechtlich zu schützende 
nachbarliche Belange durch das Bauvorhaben nicht 
verletzt werden (Art.66 Abs.1 Satz 4 BayBO).

4. Da im vorliegenden Baugenehmigungsverfahren 
über 20 Nachbarn (Fl.Nrn. 158/6, 158/12) beteiligt 
sind, die dem Bauvorhaben nicht zugestimmt haben, 
wird die Zustellung des Baugenehmigungsbeschei-
des durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt (Art. 
66 Abs. 2 Satz 4 bis 6 Bayer. Bauordnung).

5. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntma-
chung als bewirkt.

6. Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Mo-
nats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bay-
erischen Verwaltungsgericht in München erhoben 
werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Anschrift Bayerisches Verwaltungsgericht München 
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

- Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat 
Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag ent-
halten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und 
Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

- Die Anfechtungsklage eines Dritten gegen die bau-
aufsichtliche Genehmigung eines Vorhabens hat 
keine aufschiebende Wirkung. Sofern mit diesem Be-
scheid auch eine Gestattung nach den wasserrecht-
lichen Vorschriften erteilt wird, gilt dies nicht für die 
wasserrechtliche Genehmigung bzw. Erlaubnis.

- Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 
22.06.2007 (GVBl S. 390) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es 
besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid 
Widerspruch einzulegen.

- Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen 
zum Verwaltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätz-
lich ein Gebührenvorschuss zu entrichten

7. Der Baugenehmigungsbescheid sowie die geneh-
migten Unterlagen können bei der Gemeinde Schäft-
larn, Bauamt, oder beim Landratsamt München, Zim-
mer F 1.42, Frankenthaler Str. 5-9, 81539 München, 
eingesehen werden.

Bekanntmachung des Zweckverbands 
zur Wasserförderung Ober- und Unter-
schleißheim 

Nr. 2797 / Feststellung des Jahresabschlusses 
2024 des Zweckverbands zur Wasserförderung 
Ober- und Unterschleißheim

Bekanntgabe der Feststellung des Jahresabschlusses 
2024 (§ 25 Abs. 4 Eigenbetriebsverordnung):

Die Verbandsversammlung des Zweckverbands zur 
Wasserförderung Ober- und Unterschleißheim hat in 
ihrer Sitzung am 03.12.2025 folgendes beschlossen:

1. Der Jahresabschluss zum 31.12.2024 mit einer Bi-
lanzsumme von 5.874.584,43 Euro und einem Jahres-
gewinn von 50.457,51 Euro wird festgestellt.

2. Der Jahresüberschuss wird in voller Höhe zur Ein-
stellung in die Rücklagen verwendet.

Der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft AGP GmbH wur-
de durch den Beschluss der Verbandsversammlung 
vom 13. März 2024 der Prüfungsauftrag für das Ge-
schäftsjahr 2024 erteilt. Die Prüfung der AGP GmbH 
erfolgte in den Monaten August bis Oktober 2025. 
Der Bericht des Wirtschaftsprüfers enthält folgende 
Gesamtaussage:

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschluss-
prüfers“ 

An den Zweckverband zur Wasserförderung Ober- 
und Unterschleißheim, Unterschleißheim 

Prüfungsurteil 

Wir haben den Jahresabschluss des Zweckverbands 
zur Wasserförderung Ober- und Unterschleißheim, 
Unterschleißheim, – bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2024 und der Gewinn- und Verlust-
rechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2024 sowie dem Anhang, ein- 
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Be-
wertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben 
wir den Lagebericht des Zweckverbands zur Wasser-
förderung Ober- und Unterschleißheim, Unterschleiß-
heim, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2024 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 
wesentlichen Belangen den deutschen handelsrecht-
lichen und ergänzenden landesrechtlichen Vorschrif-
ten und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage des Zweckverbands zum 
31. Dezember 2024 sowie seiner Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2024 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage des Zweckverbands. 
In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebe-
richt in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend dar.  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat. 

Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft AGP GmbH er-
teilte mit Datum vom 17. Oktober 2025 einen unein-
geschränkten Bestätigungsvermerk.

Der Jahresabschluss zum 31.12.2024 und der Lage-
bericht für das Geschäftsjahr 2024 liegen in der Zeit

vom 13.07.2026 bis einschließlich 24.07.2026

in der Geschäftsstelle des Zweckverbands zur Was-
serförderung, Carl-von-Linde-Straße 26, 85716 Unter-
schleißheim im Erdgeschoss (Raum 07) während der 
allgemeinen Geschäftsstunden zur Einsichtnahme 
aus.

Unterschleißheim, 21.05.2026

Christoph Böck 
Verbandsvorsitzender
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